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US-Studie\-- Hängt die Corona-Pandemie mit Umweltzerstörung und Artensterben zusammen? Manche Wissenschaftler sehen einen Zusammenhang. Wie eine US-Studie der Universität von Kalifornien nachgewiesen hat, können Umweltveränderungen mit Infektionserkrankungen in Verbindung gebracht werden. Laut Studie sollen gerade vom Aussterben bedrohte und gefährdete Tierarten Virusüberträger sein. Als Beispiel nannten sie Fledermäuse. Tiere, die stark bejagt würden oder mit denen illegal gehandelt werde, sollen doppelt so viele zoonotische Viren beherbergen als Arten, deren Population aus anderen Gründen abnimmt. Außerdem habe die Überwachung und Erforschung solcher Tiere einen engen Kontakt zu Menschen attestiert. Auch teile der Mensch viele Viren mit wilden Tieren, die sich an menschliche Umgebungen gut anpassen können. RED
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Mehrarbeit durch Corona\-- Wegen der Corona-Pandemie will Bundesgesundheitsminister Jens Spahn den Öffentlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) in Deutschland personell aufstocken und digital besser ausstatten. Der ÖGD spiele für die Kontrolle und Eindämmung der Corona-Epidemie eine entscheidende Rolle, erklärte Spahn Mitte April. Die Gesundheitsämter in den Kommunen seien für die Meldung der bestätigten Infektionen mit SARS-CoV-2 an das Robert Koch-Institut genauso zuständig wie für die Nachverfolgung möglicher Kontaktpersonen und die Überwachung von Quarantänemaßnahmen.

Zur Unterstützung sollen beispielsweise Mitarbeiter aus anderen Bereichen der öffentlichen Verwaltung und Medizinstudenten den Gesundheitsämtern zur Seite stehen, um nach Kontaktpersonen von Infizierten zu suchen. Auch für ein \"digitales Update\" mit neuer Hard- und Software könne jedes Amt kurzfristig bis zu 150.000 Euro bekommen, kündigte Spahn an. RED
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G-BA-Beschluss\-- Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hatte die erst kürzlich befristet eingeführte Möglichkeit der telefonischen Krankschreibung für bis zu zwei Wochen zunächst nicht verlängert. Damit wäre ab 20. April für eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung wieder ein persönlicher Kontakt zwischen Arzt und Patient erforderlich gewesen.

Der G-BA-Vorsitzende Professor Josef Hecken begründete die Entscheidung damit, dass sich die Dynamik der Coronavirus-Neuinfektionen deutlich verlangsamt habe und das Auslaufen der Ausnahmeregeln \"den behutsamen und strukturierten Schritten der Lockerung\", die Bund und Länder jüngst beschlossen hätten, entspreche. Die KBV hatte nach eigener Aussage dagegen votiert, war aber überstimmt worden.

Die harschen Proteste der Ärzteverbände, insbesondere der Hausärzte, haben offenbar einen Sinneswandel bewirkt: Wie der G-BA Mitte April verlauten ließ, wurde die Regelung bis zum 4. Mai verlängert. Allerdings mit der Modifikation, dass eine AU aufgrund telefonischer Anamnese für maximal eine Woche bescheinigt und nur einmal verlängert werden könne. JH
